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A. Problem 

Bei der Verabschiedung des Weingesetzes 1969 wurden Bun- 
desregierung und Landesregierungen gebeten, erforschen zu 
lassen, von welchen Rebsorten auch in ungünstigen Jahren 
Weintrauben zu erwarten sind, die außer der Aromareife eine 
ausreichende Zuckerreife erreichen und hierüber spätestens 
vier Jahre nach Verkündung des Gesetzes im Bundestag Be- 
richt zu erstatten. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung berichtet über das bisherige Ergebnis der 
Forschungsversuche, das aber zu einem abschließenden Urteil 
noch nicht ausreicht. 

Einmütigkeit im Ausschuß 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Riede (Oeffingen) 


Der Deutsche Bundestag hatte bei der Verabschie- 
dung des Weingesetzes 1969 in seiner 127. Sitzung 
am 23. April 1969 beschlossen, die Bundesregierung 
zu ersuchen und die Landesregierungen, insbeson- 
dere der weinbautreibenden Länder, zu bitten, u. a. 
erforschen zu lassen, von welchen Rebsorten auch 
in ungünstigen Jahren Weintrauben zu erwarten 
sind, die außer der Aromareife eine ausreichende 
Zuckerreife erreichen. Ferner wurde die Bundes- 
regierung damals ersucht, spätestens vier Jahre nach 
Verkündigung des Gesetzes dem Bundestag einen 
Bericht über diese Forschungsergebnisse vorzule- 
gen. Dies ist mit dem vorliegenden Bericht im Mai 
1974 geschehen, den die Frau Präsidentin mit Schrei- 
ben vom 5. Juli 1974 gemäß § 76 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung dem Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten federführend und dem 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit zur 
Mitberatung überwiesen hat. Der federführende 
Ausschuß hat den Bericht in seiner Sitzung am 
11. Dezember 1974, der mitberatende Ausschuß in 
seiner Sitzung am 15. Januar 1974 beraten. 

Bei den Forschungsvorhaben, die Gegenstand des 
Berichts sind, geht es darum, durch Ergänzungs- 
rebsorten in den deutschen nördlichen Anbaugebie- 
ten von der Naßverbesserung wegzukommen. Bei 
der Naßverbesserung handelt es sich darum, daß 
durch die Zugabe von in Wasser gelöster Saccharose 
(Zucker) Moste und Jungweine säureharmonisch i 


ausgebaut werden. Durch Gemeinschaftsrecht ist die 
Bundesrepublik Deutschland gehalten, ab 1. Juli 
1979 von dieser Naßverbesserung abzukommen. Bis 
zu diesem Zeitpunkt ist für bestimmte deutsche 
Weinbaugebiete in den Ländern Nordrhein- West- 
falen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Hessen diese 
Zugabe erlaubt. Im vorliegenden Bericht legt die 
Bundesregierung das bisher noch wenig ergiebige 
Resultat der Forschungsversuche zur Züchtung von 
Rebsorten dar, die einen Beitrag zur Abschaffung 
der Naßverbesserung leisten könnten. Die bisheri- 
gen Versuche reichen danach zu einem abschließen- 
den Urteil noch nicht aus und müssen daher in ver- 
stärktem Umfange, insbesondere im Anbaugebiet 
Mosel-Saar-Ruwer, das am stärksten auf die Naß- 
verbesserung angewiesen ist, fortgesetzt werden. 
Die Bundesregierung stellt fest, daß bei fortgesetz- 
ten und verstärkten Bemühungen von Winzern, Ver- 
waltung, Wissenschaft und Beratung zu hoffen sei, 
in absehbarer Zeit durch zum Teil bessere Rebsor- 
ten und geeignete Weinzubereitungsmethoden die 
Möglichkeit geschaffen wird, zum Wohle der ge- 
samten deutschen Weinwirtschaft auf die Naßver- 
besserung zu verzichten. 

Der Ausschuß hat bei seinen Beratungen diesen 
Bericht zustimmend zur Kenntnis genommen. Er 
empfiehlt daher dem Bundestag, im gleichen Sinne 
zu verfahren. 


Bonn, den 20. Dezember 1974 


Frau Dr. Riede (Oeffingen) 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Bericht der Bundesregierung — Drucksache 7/2115 — zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Bonn, den 20. Dezember 1974 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Frau Dr. Riede (Oeffingen) 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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